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– Zentraler Mangel des StrRehaG ist die Höhe der Kapitalentschädigung. Sie
muß in Anlehnung an das Gesetz über die Entschädigung der Strafverfol-
gungsmaßnahmen auf einheitlich 600 DM pro Haftmonat für alle ehemali-
gen politischen Häftlinge der SBZ/DDR angehoben werden.

– Die Vererbbarkeit der Kapitalentschädigung an erheblich mitbetroffene
nächste Angehörige sowie an Hinterbliebene von Hingerichteten und Mau-
eropfern.

– Einbeziehung von Personen in das StrRehaG, die eine Aufforderung zur
stationären Behandlung in einer psychiatrischen Anstalt erhielten und zur
Vermeidung einer Zwangseinweisung dieser freiwillig Folge geleistet ha-
ben.

– Die volle Einbeziehung der aus Gebieten östlich von Oder und Neiße in die
Sowjetunion Verschleppten in das Häftlingshilfegesetz.

– Die Verbesserung der Regelung zur Anerkennung gesundheitlicher Haftfol-
geschäden durch einen Vermutungstatbestand analog dem Bundesentschä-
digungsgesetz sowie die Beseitigung von Vollzugsdefiziten bei der Er-
leichterung der ärztlichen Begutachtungsverfahren von Haftfolgeschäden.

– Eine Verbesserung der Rentenberechnung nach dem Zweiten SED-Un-
rechtsbereinigungsgesetz.

– Ein Rentenausgleich für verfolgte Schüler, die bereits von der Polytechni-
schen Oberschule relegiert wurden und denen entgegen der Schulpflicht die
Erreichung eines Schulabschlusses verwehrt wurde oder die aus diesem
Grunde die Erweiterte Oberschule nicht besuchen konnten.

– Die Verbesserung für Zwangsausgesiedelte im Hinblick auf die Rückzah-
lungsverpflichtung von erhaltenen Entschädigungsleistungen sowie bei den
Ansprüchen auf entzogenes Bodenreformland.

Stellungnahme der Mitglieder der Fraktionen der CDU/CSU und der F.D.P.
sowie der Sachverständigen Fricke, Huber, Jacobsen, Maser, Moreau und
Wilke zu dem vorstehenden Sondervotum

Es ist bedauerlich, daß die SPD, die diesen Berichtsteil zur Rehabilitierung der
Opfer der SED-Diktatur und zur Leistungsfähigkeit des Rechtsstaates im Kon-
sens mit den anderen Fraktionen erarbeitet und gestaltet hat, aus vordergründi-
gen wahltaktischen Überlegungen diesen Konsens aufgekündigt hat.

Das Sondervotum der SPD enthält unredliche Tatsachenverdrehungen. Insbe-
sondere sind – entgegen den Behauptungen der SPD – die Fraktionen der
CDU/CSU und der F.D.P. im Hinblick auf weitere Verbesserungen der Reha-
bilitierungsleistungen für Opfer der SED-Diktatur keineswegs von den bereits
während der parlamentarischen Beratungen über Entschädigungsleistungen
vertretenen Positionen abgewichen, sondern haben bereits seinerzeit betont,



198 Enquete-Kommission

T0502B.RTF, 22:34 25.04.01

daß diese Fragen auf der Tagesordnung der parlamentarischen Beratung ver-
bleiben müssen (Stenographischer Bericht 175. Sitzung des Deutschen Bun-
destages am 15. Mai 1997, S. 15804 f. [Abg. Dr. Luther], S. 15808 [Abg. Prof.
Dr. Ortleb]). Sie haben auch auf die haushaltsbedingten Grenzen materieller
Rehabilitierungsleistungen des Staates hingewiesen, zu denen die SPD keine
Alternative aufzeigen konnte.

Auch die Schlußfolgerungen der SPD zur Situation bei der Anerkennung ge-
sundheitlicher Haftfolgeschäden sowie zur Akzeptanz insbesondere des
VwRehaG und des BerRehaG seitens der Betroffenen sind unseriös, da noch
keine praktischen Erfahrungen mit den im Bericht genannten erheblichen Än-
derungen beider Gesetze im Jahr 1997 vorliegen.

Es ist bedauernswert, daß die SPD den sensiblen Bereich der Rehabilitierung
von Opfern der SED-Diktatur für wahltaktische Ziele instrumentalisiert.

Wir weisen das vorstehende Sondervotum der SPD zum Berichtsteil B.I.1.2.
zurück.

2. Elitenwechsel – Übernahme von Personal in den öffentlichen Dienst

2.1 Die Problematik des Elitenwechsels im Prozeß der deutschen Einheit –
Ausgangssituation und Untersuchungsgegenstand

Der Wechsel von einem diktatorischen System zu einem demokratischen
Rechtsstaat erforderte den umgehenden Aufbau eines funktionsfähigen öffent-
lichen Dienstes in den neuen Ländern, dessen Personal das neue System trägt
und den Bürgern Rechtsstaatlichkeit und Rechtssicherheit vermittelt. Der Staat
wird durch sein Personal in Verwaltung und Justiz repräsentiert. Das Maß sei-
ner Akzeptanz bei der Bevölkerung ist von dem Auftreten und dem Ansehen
dieses Personals abhängig. Der Systemwechsel mußte den Bürgern in den neu-
en Ländern durch den Austausch der bisherigen Eliten in Verwaltung und Ju-
stiz und eine gewandelte Personalpolitik, die deren Mitwirken und den Zugang
zu öffentlichen Ämtern ermöglicht, vermittelt werden. Von den Vorgaben des
Gesetzgebers mußte also eine deutliche politische Signalwirkung für einen
wirklichen Neuanfang ausgehen.

Die DDR beschäftigte im Jahr 1989 nach Schätzungen etwa 2,25 Millionen
Staatsbedienstete einschließlich „bewaffneter Organe“, Reichsbahn und Post.
Das entsprach bei einer Bevölkerung von 16 Millionen Menschen einem An-
teil von ca. 14,5 Prozent. In der alten Bundesrepublik betrug dieser Anteil nur
7,9 Prozent. Mit diesen Strukturen konnte der Wandel zu einer rechtsstaatli-
chen Verwaltung nicht bewältigt werden. In der DDR fehlten ein föderaler
Verwaltungsaufbau und eine leistungsfähige Kommunalverwaltung ebenso
wie beispielsweise ein Vermessungs- und Katasterwesen oder Grundbuchäm-
ter. Umweltbehörden und eine funktionierende Arbeitsverwaltung waren nicht
vorhanden. Vor allem gegenüber der Lehrerschaft und der Volkspolizei, die


